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Erläuterungen: 
 
Die AfD-Kreistagsfraktion stellte mit Datum vom 28.05.2019 den als Anlage 1 

beigefügten Antrag. Nach den Beratungen im Sozialausschuss am 19.06.2019 und 

Kreisausschuss am 28.06.2019 zum Thema „Genitalverstümmelung“ wurde der 

weitergehende Antrag der Kreistagsfraktionen Bündnis 90/Die Grünen, SPD und Die 

Linke vom 14.06.2019 (Anlage 2) modifiziert und darüber abgestimmt. Punkt 2 des 

ursprünglichen Beschlussvorschlages wurde auf Vorschlag der CDU gestrichen, so dass 

Punkt 3 zu Punkt 2 wurde. Nachfolgender, durch die Fraktionen im Sozial- und 

Kreisausschuss einstimmig gefasster Beschlussvorschlag, steht im Kreistag zur 

Abstimmung:  

 

 

 Die Kreisverwaltung wird beauftragt, 

 

1. durch intensive Informations- und Öffentlichkeitsarbeit das Bewusstsein in der 

Bevölkerung sowie in den Institutionen – vor allem in den Bereichen des 

Gesundheits-, Sozial- und Integrationswesens – für die Thematik zu schärfen und 

damit die Handlungsbereitschaft in konkreten Gefährdungsfällen zu erhöhen. 

 

2. eine spezifische Handlungsempfehlung für Fachkräfte im Sozialen Dienst, Lehrkräfte, 

Schülerinnen und Schüler, den Gesundheitssektor sowie Polizei und Justiz mit dem Ziel 

zu erstellen, einen Einblick in die Thematik zu geben, zu sensibilisieren und eine erhöhte 

Sicherheit im Handeln zum Schutz der bedrohten Mädchen und jungen Frauen zu 

vermitteln. Zudem soll sie konkrete Hilfe im Einzelfall geben und die rechtlichen 

Handlungsmöglichkeiten der Jugendhilfe aufzeigen. (Gute Vorlagen hierfür bieten z.B. die 

Veröffentlichungen von Terre des femmes) 

 

 
 
 
 
Anlagen: 

Anlage 1 - Antrag Genitalverstümmelung der AfD Kreistagsfraktion vom 28.05.2019 
Anlage 2 - Antrag Genitalverstümmelung Grüne SPD Linke vom 14.06.2019 
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1.   

 Amtsleitung  
 
 
 
2.   

 Dezernent  
 
 
 
3.   

 Kämmerer (nur bei Vorlagen mit finanziellen 
Auswirkungen) 

 

 
 
 
4.   

 Landrat  
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